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Vorblatt 


Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Jahreseinkommensgrenze von zur Zeit 13 200 DM, die für 
die Gewährung von Kindergeld an Personen mit zwei Kindern 
gilt, muß auf Grund der allgemeinen Einkommensentwicklung 
erhöht werden. Die Erhöhung ist familien- und sozialpolitisch 
geboten, weil sonst ein erheblicher Teil der Personen, die durch 
die letzte, zum 1. September 1970 wirksam gewordene Anhe- 
bung der Einkommensgrenze Anspruch auf Zweitkindergeld 
erhalten haben, diesen Anspruch bereits zum 1. Januar 1972 
wegen des Wechsels des Berechnungsjahres wieder verlieren 
würde. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht vor, die für das Zweitkindergeld maß- 
gebliche Einkommensgrenze vom 1. Januar 1972 an von 
13 200 DM auf 15 000 DM zu erhöhen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die neue Einkommensgrenze ist so gewählt worden, daß der 
Finanzaufwand für die Zahlung von Zweitkindergeld an Per- 
sonen mit zwei Kindern im Jahre 1972 nicht größer wird, als er 
im Jahre 1971 auf Grund der zur Zeit geltenden Einkommens- 
grenze voraussichtlich sein wird. In diesem Sinne ist die vorge- 
sehene Erhöhung der Einkommensgrenze ausgabenneutral. Die 
Beibehaltung der Jahreseinkommensgrenze von 13 200 DM 
würde im Jahr 1972 zu einer Einsparung von etwa 50 Millionen 
DM führen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 1. Oktober 1971 

1/4 (III/2) — 280 02 — Ki 5/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

mit Begründung. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit. 

Die Vorlage ist dem Bundesrat am 10. September 1971 als 
besonders eilbedürftig zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf so- 
wie die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates werden unverzüglich nachgereicht. 


Brandt 
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Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Bundeskindergeldgesetz vom 14. April 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 265) , zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung sozial- und beamtenrecht- 
licher Vorschriften über Leistungen für verheiratete 
Kinder vom 25. Januar 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 65), wird wie folgt geändert: 

In § 4 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „13 200" durch 
die Zahl „15 000" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 
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Begründung 


Durch das Zweite Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung des Bundeskindergeldgesetzes vom 16. De- 
zember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1725) wurde die 
Jahres-Einkommensgrenze, die für die Gewährung 
des Kindergeldes an Personen mit nicht mehr als 
zwei Kindern gilt, mit Wirkung vom 1. September 
1970 von 7800 DM auf 13 200 DM erhöht. 

Diese Grenze bezieht sich auf die Einkommensver- 
hältnisse im Berechnungsjahr; das ist grundsätzlich 
das vorletzte oder nach Wahl des Berechtigten das 
letzte Kalenderjahr vor dem Jahr, für das die Zah- 
lung des Zweitkindergeldes beantragt wird (§ 4 
Abs. 1 und 5 BKGG). Demgemäß sind für den größten 
Teil der Zweitkindergeldberechtigten im Jahr 1971 
die Einkommensverhältnisse des Jahres 1969, vom 
1. Januar 1972 an jedoch die Einkommensverhält- 
nisse des Jahres 1970 maßgeblich. 

Allgemein sind die Einkommen von 1969 auf 1970 
erheblich gestiegen. Infolgedessen würde ein großer 
Teil der (voraussichtlich etwa 520 000) Personen, 
die wegen ihrer Einkommensverhältnisse im Jahr 
1969 auf Grund der eingangs genannten Erhöhung 
der Einkommensgrenze den Anspruch auf Zweitkin- 
dergeld erhalten haben, diesen Anspruch bereits 
zum 1. Januar 1972 wieder verlieren, weil ihr dann 
maßgebliches Einkommen des Jahres 1970 oberhalb 
der Einkommensgrenze gelegen hat. Dieses familien- 
und sozialpolitisch mißliche Ergebnis muß durch 
eine Erhöhung der Einkommensgrenze vermieden 
werden. 

Die Erhöhung der Einkommensgrenze muß sich an 
der allgemeinen Einkommensentwicklung von 1969 
auf 1970 orientieren. Als Maßstab wird die Ent- 
wicklung der Bruttolohn- und Gehaltssumme je 
durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer ge- 
wählt, weil die Zweitkindergeldberechtigten, die 
nicht mehr als zwei Kinder haben, hauptsächlich 
Arbeitnehmer sind. 


Von 1969 auf 1970 ist die Bruttolohn- und Gehalts- 
summe je durchschnittlich beschäftigten Arbeitneh- 
mer um 14,7% gestiegen (vgl. Statistisches Bundes- 
amt, Fachserie N, Volkswirtschaftliche Gesamtrech- 
nungen, Reihe 1, Konten und Standardtabellen, Vor- 
bericht 1970, Seite 13). Der Gesetzentwurf sieht mit 
Rücksicht auf diese Zuwachsrate eine Anhebung der 
derzeitigen Einkommensgrenze von 13 200 DM auf 
15 000 DM jährlich vor. Damit wird erreicht, daß alle 
Zweitkindergeldberechtigten, deren Einkommen von 

1969 auf 1970 innerhalb der genannten Zuwachsrate 
gestiegen ist, den Anspruch über den 31. Dezember 
1971 hinaus für 1972 behalten. Personen, deren Ein- 
kommen im Berechnungsjahr 1969 oberhalb der z. Z. 
geltenden Einkommensgrenze gelegen hat und auf 

1970 entsprechend dem durchschnittlichem Einkom- 
menszuwachs gestiegen ist, bleiben weiterhin vom 
Bezug des Zweitkindergeldes ausgeschlossen. Dem- 
gemäß wird der Finanzaufwand für die Zahlung von 
Zweitkindergeld an Personen mit nicht mehr als 
zwei Kindern im Jahre 1972 nicht größer sein, als 
er im Jahre 1971 auf Grund der zur Zeit geltenden 
Einkommensgrenze voraussichtlich ist. 

Würde die Einkommensgrenze nicht erhöht, so wür- 
den 1972 etwa 50 Millionen DM Zweitkindergeld 
weniger zu zahlen sein als 1971 (knapp ein Drittel 
des durch die letzte Erhöhung der Einkommens- 
grenze für 1971 verursachten Mehraufwandes von 
voraussichtlich 160 Millionen DM). Eine derartige 
Einsparung ist bei der im Herbst 1970 beschlosse- 
nen Fortschreibung der mehrjährigen Finanzplanung 
des Bundes nicht beabsichtigt und deshalb nicht 
eingeplant worden. 

Die vorgeschlagene Erhöhung der Einkommens- 
grenze ist somit nach dem Finanzplan des Bundes 
gedeckt. Für die Länder und Gemeinden entstehen 
durch die Erhöhung keine Kosten. 

Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau sind 
von der Erhöhung nicht zu erwarten. 
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